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Liebe Leserinnen und Leser,

Berlin freut sich auf ein besinn-
liches Weihnachtsfest und eine 
ausgelassene Feier zum Jahres-
wechsel. Im neuen Jahr warten 
dann auch spannende Zeiten auf 
uns. Im September wählt Berlin 
ein neues Abgeordnetenhaus und 
stellt damit die Weichen für die 
Zukunft! Und welche Zukunft es 
sein wird, das hängt an jeder ein-
zelnen Stimme. Es darf keinen 
Zweifel geben, dass diese Zukunft 
demokratisch sein muss.

Deshalb kandidiere ich erneut 
als Ihr Direktkandidat in Wilmers-
dorf-Süd und Schmargendorf. Als 
Demokrat liegt mir unser Zusam-
menhalt im Kiez sehr am Herzen.

Ich stehe mit meinem Büro am 
Rüdesheimer Platz 7 tagtäglich 
zur Verfügung. Sie erreichen mich 
dort per Telefon, Email oder mit 
einem guten altmodischen Brief. 
Lassen Sie uns einen Termin ver-
einbaren und kommen Sie mit 
Ihren Anliegen, Kritik oder Vor-
schlägen vorbei.

Mein Ziel ist es, Ihre Anliegen 
schnell und bedarfsgerecht zu 
bearbeiten. Dafür habe ich mein 
Team erweitert, damit wir unser 
Büro für Sie länger geöffnet halten 
können

Ansonsten wünsche ich Ihnen 
und Ihren Angehörigen eine be-
sinnliche Zeit und einen guten 
Start ins neue Jahr 2026.

Herzlichst,

Ihr Florian Dörstelmann, MdA

Am 06.09.2025 war es endlich 
soweit: Die „Alte Apotheke“ am 
Rüdesheimer Platz erwachte nach 
jahrelangem Leerstand zu neuem 
Leben. Der SPD-Abgeordnete für 
Wilmersdorf-Süd und Schmar-
gendorf, Florian Dörstelmann, lud 
zur Eröffnung seines neuen Bür-
gerbüros ein. 

Nach langen Jahren in der 
Landauer Straße 8 – fast vis-à-
vis – auf der anderen Seite des 
Platzes, folgte nun der Einzug in 
neue Räume. Die Resonanz war 
enorm. Mehr als 150 Menschen 
aus der Nachbarschaft, aber auch 
Polit-Prominenz von der Landes- 
und Bezirksebene sowie Gäste 
aus anderen Bezirken kamen vor-
bei, gratulierten und stießen im 
Spätsommersonnenschein gut ge-
launt bei Weißwurst, Brezeln und 
Kartoffelsalat und zur Musik des 
Bläser-Sextets „Spreeblech“ auf 
das neue Wahlkreisbüro an. 

Bis zum frühen Abend saßen die 
Gäste innen und auf Bierbänken 
vor dem neuen Büro. Einige nutz-
ten die Gelegenheit von dort direkt 
auf die Empore zum „Weinbrun-
nen“ zu wechseln, der den letzten 
Tag in dieser Saison geöffnet hat-
te. Und schnell wurde bei den Ge-
sprächen klar, dass sich viele Men-
schen aus der Umgebung freuen, 
Anliegen, die den Bezirk betreffen, 
jetzt wieder direkt bei „ihrem Ab-
geordneten“ vor Ort anbringen zu 
können.
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Florian Dörstelmann weiß auch 
schon, wie es mit dem Büro wei-
tergehen soll. „Eine Anlaufstelle 
für Bürgerinnen und Bürger ist 
es ja schon wieder“, sagte er auf 
die Frage, ob das Büro denn wohl 
angenommen werde, „aber es soll 
auch - wie in der Vergangenheit 
die „Landauer acht“ – ein Ort für 
Politik und politische Veranstal-
tungen werden“. 

Geplant ist vor allem, ab Feb-
ruar, die beliebte Gesprächsreihe 
der „Wilmersdorfer Gespräche“ 
wieder aufzunehmen, ein Format, 
bei dem sich Florian Dörstelmann 
prominente Gäste zum Gespräch 
und zur Diskussion mit dem Pub-
likum einlädt. Es wird also span-
nend, wer den Auftakt machen 
wird. Verraten wollte Dörstel-
mann das noch nicht, aber soviel, 
dass es wohl ein Mitglied des Se-
nats sein werde, war ihm doch zu 
entlocken. 

Bei all dem, was in der Stadt 
derzeit los ist, scheint es aber auch 
fast zweitrangig, welche Senato-
rin oder welcher Senator es denn 
sein wird – denn zu fragen und zu 
diskutieren gibt es sicherlich ge-
nug und das Interesse dürfte groß 
werden. Gute Voraussetzungen 
also für neue Ideen in der „alten 
Apotheke“ am Rüdesheimer Platz. 
„Ich freue mich wieder in meinem 
Kiez am Rüdesheimer Platz ver-
treten zu sein“, so Dörstelmann 
zum Abschluss der Veranstaltung.

Der Spitzenkandidat der Berliner SPD, Steffen Krach, und der Abgeordnete für Wilmersdorf-Süd und Schmargen-
dorf, Florian Dörstelmann, wollen eine erfolgreiche Politik für die Stadt gestalten .  Foto: Jürgen Jänen

Florian Dörstelmann ist wieder da - 

Neues Kiezbüro in der alten Apotheke

FLORIAN DÖRSTELMANN

Vorsitzender des Ausschusses für 
Inneres, Sicherheit und Ord-

nung, Mitglied im Ausschuss für 
Wirtschaft, Industrie und Betriebe 
sowie für  Verfassungs- und 
Rechtsangelegenheiten, Geschäfts-

ordnung, Verbraucherschutz.

So können Sie mich erreichen!

BÜRGERBÜRO FLORIAN DÖRSTELMANN
Rüdesheimer Platz 7
14197 Berlin

Öffnungszeiten:
Mo. - Do.:  10:00 - 17:00 Uhr
Freitag: 10:00 - 14:00 Uhr

Telefon:
0177/8196272

E-Mail:
florian.doerstelmann@
spd.parlament-berlin.de

Website:
florian-doerstelmann.de

Florian Dörstelmann vor seinem neuen Kiezbüro am Rüdesheimer 
Platz.  Foto: Hannes Kreschel
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Die Koalition aus SPD und CDU 
hat in den letzten Monaten inten-
siv den vom Senat vorgelegten 
Entwurf für den Doppelhaushalt 
2026/2027 in den Ausschüssen 
beraten und weitere wichtige poli-
tische Schwerpunktsetzungen der 
Fraktionen für die Schlussrunde 
der Haushaltsberatungen am 20. 
November 2025 getroffen.

Die wichtigsten und wesentli-
chen Entscheidungen werden im 
Folgenden vorgestellt:

Gleichstellung, Arbeit, 
Soziales
Frauenschutzplätze: vier Mio. 

Euro für die Eröffnung eines neu-
en Frauenhauses und die Rück-
nahme von Kürzungen, hinzu 
kommen 16 Mio. Euro für neue 
Frauenschutzplätze, neben den  
zehn Mio. Euro im Sondervermö-
gen. Weiterhin sind Mittel für den 
Gewaltschutz eingestellt. Für ein 
Azubiwohnheim und Azubiwoh-
nen sind 14 Mio. Euro bereitge-
stellt. Für die Obdachlosenhilfe 
werden ca. 1,5 Mio. Euro bereit-
gestellt.

Umwelt- und Klimaschutz
Baumentscheid: Eine weitere 

Milliarde Euro für die Bäume sind 
neben der bereits vorhandenen 
Milliarde im Sondervermögen 
verabredet. Hinzu kommen ca. 
acht Mio. Euro für unser Kleinge-
wässerprogramm für Teiche und 
Bäche in den Bezirken.

Innere Sicherheit
Alle Maßnahmen des Sicher-

heitsgipfels werden vollständig 
finanziert. Neue Einsatzwagen für 
Polizei und Feuerwehr werden mit 
ca. sieben Millionen Euro finan-
ziert. Zusätzlich werden 24 neue 
Stellen für Katastrophenschutz 
und Zivile Verteidigung (3,6 Mil-
lionen Euro, zwei neue Stellen pro 
Bezirk) zur Verfügung gestellt.

Es wird ein Deradikalisierungs-

programm gegen Rechtsextre-
mismus der Landeskommission 
gegen Gewalt finanziert.

Justiz und 
Verbraucherschutz
Es werden zusätzliche 3,6 Mil-

lionen für die Staatsan-
waltschaft im Bereich 
der Vermögensabschöp-
fung, Geldwäsche und 
den Kampf gegen die or-
ganisierte Kriminalität, 
zum Beispiel im Mietwa-
gengewerbe, zur Verfü-
gung gestellt. Zusätzlich 
werden vier Millionen 
Euro in mehr Sicherheit 
für die Justizgebäude in 
die Hand genommen. 
Damit sollen Bedrohun-
gen durch organisierte 
Kriminalität bekämpft 
werden. 

Es sind außerdem Mit-
tel für den Tierschutz 
und das Tierheim sowie 
für den Verbraucher-
schutz und die Ernäh-
rungsstrategie geplant.

Gesundheit 
und Wissenschaft
Im Sondervermögen 

waren bereits 1,2 Mrd. 
für die Krankenhäu-
ser bereitgestellt (inkl. 
Bundesmittel). Die 
Stroke-Mobile für die 
Versorgung von Schlag-
anfallpatienten sind mit 
zehn Mio. Euro gesichert. Die 
Mittel für die Hebammenausbil-
dung wurden mit drei Mio. Euro 
gesichert, ebenfalls die Finanzie-
rung für das Psychiatrie-Entwick-
lungsprogramm (PEP) in den 
Bezirken mit 5 Mio. Euro. Zudem 
sind Mittel für den Masterplan 
psychische Gesundheit einge-
stellt worden. Für Drugchecking 
und Konsumräume sind Mittel 
von insgesamt ca. zehn Mio. Euro 
vorgesehen (Sicherheitsgipfel).

Schule und Jugend
Für die freie Jugendarbeit wer-

den mehr Zuschüsse zur Verfü-
gung gestellt, für freie Träger im 
Bildungsbereich mehr Zuwen-
dungen.

Die Arbeit der Ferienschulen 
wird mit ca. 1,4 Mio. Euro pro 
Jahr bedarfsgerecht weiterentwi-
ckelt. Für die Tarifübernahme im 
Schulbereich sind Mittel in Höhe 
von ca. zehn Mio. Euro vorgese-
hen. Die Landeszentrale für poli-
tische Bildung wird gestärkt.

Sauberkeit
Für die Parkläufer werden 16 

Mio. Euro bereitgestellt und ihre 
Arbeit damit gesichert. Die Spiel-

platzreinigung durch die BSR 
wird durch die Bereitstellung von 
zwölf Mio. Euro ausgeweitet. Die 
Arbeit der Müllsheriffs wird mit 
ca. fünf Mio. Euro unterstützt.

Sport
Die Bäderbetriebe er-

halten mit drei Mio. Euro 
mehr Geld für ausrei-
chende Beheizung. Für 
die Olympiabad-Über-
dachung sind 2,5 Mio. 
Euro eingeplant. Die Re-
gattastrecke Grünau er-
hält eine neue Sportbara-
cke, hierzu werden ca. vier 
Mio. Euro bereitgestellt.

Kultur
Die Arbeit der Jugend-

kunstschulen und Ver-
kehrsschulen wird weiter 
gestärkt. Für Festanstel-
lungen bei Musikschulen 
werden acht Mio. Euro 
bereitgestellt. Theater-, 
Tanz- und Kunstinitiati-
ven erhalten mehr Geld. 
Die Urania wird mit ca. 
eine Mio. Euro pro Jahr 
wieder auskömmlich fi-
nanziert. Außerdem wird 
die Arbeit der Kindermu-
seen weiter unterstützt.

Verwaltungsmoderni-
sierung und Digitalisie-
rung

Für die nächste Stufe 
der Verwaltungsreform werden 
13 Mio. Euro bereitgestellt. Zu-
sätzlich werden sechs Mio. Euro 
in Low-Code-Entwicklungen in-
vestiert, damit digitale Lösungen 
schneller entstehen.

Vielfalt und Antidiskriminie-
rung, Integration

Queer-Projekte werden weiter 
unterstützt. Projekte im Rahmen 
des Landesprogramms gegen 
Rechtsextremismus, Rassismus 

und Antisemitismus sowie Pro-
jekte zur Stärkung der Demo-
kratie und Schutz vor Diskrimi-
nierung und Gewalt werden mit 
2,4 Mio. Euro mehr unterstützt. 
870 Mio. Euro werden in der 
Fluchtpauschale im Haushalt 
aufgenommen, davon stehen 
zwölf Mio. Euro Verstärkungs-
mittel für bezirkliche und ande-
re Projekte zur Verfügung.

Wirtschaft
Die Solarförderung wird mit 

zehn Mio. Euro verstärkt. Für 
die Gamesförderung sind drei 
Mio. Euro vorgesehen. Bereits 
über das Sondervermögen sind 
370 Mio. Euro für die Entwick-
lung des ehemaligen Flugha-
fens Tegel (Urban Tech Repub-
lic) vorgesehen.

Haushalt
Der Senat wurde gebeten, in 

Auswertung und Umsetzung 
des Urteils des BVerfG zur 
A-Besoldung für die gebotene 
Novellierung in einem transpa-
renten Verfahren gemeinsam 
mit dem Parlament einen Vor-
schlag zu entwickeln. Dafür eig-
net sich eine regelmäßige Be-
richterstattung und Diskussion 
im Unterausschuss Bezirke, 
Personal und Verwaltung sowie 
Produkthaushalt und Personal-
wirtschaft. Die Koalitionsfrak-
tionen gehen davon aus, dass es 
einer grundsätzlichen Novellie-
rung der A-Besoldung und auch 
der B-Besoldung bedarf und 
diese den zugrunde gelegten 
Mittelansatz erheblich über-
steigt. Entsprechende Vorge-
spräche mit der Opposition fan-
den bereits statt. Die Fraktionen 
haben sich darauf verständigt, 
zum Abschluss des 1. Quartals 
ein Konzept für Einnahmeerhö-
hungen aus Bodenspekulation 
vorzulegen, einnahmerelevant 
zum 01.01.2027 (Auflagenbe-
schluss).
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Florian Dörstelmann liest den neuen Haushalt. Foto: privat

Die Parteien sind verfassungs-
rechtlich im Grundgesetz veran-
kert. Der Artikel 21 Abs.1, stellt 
klar, dass die Parteien an der po-
litischen Willensbildung des Vol-
kes mitwirken. Die Richtlinien 
der Politik und die Verantwortung 
(Art. 65 GG) dafür trägt auf Bun-
desebene der Bundeskanzler oder 
die Bundeskanzlerin. Warum ist 
dieses Grundverständnis bei all 
der aktuellen bundespolitischen 
Debatten wichtig? Weil Worte ei-
nes Bundeskanzlers Wirkung er-
zielen und es eben nicht banal ist, 
wer diese sagt. Oder anders for-
muliert: Die große Verantwortung 
eines Bundeskanzlers sollte sich 
auch in einer verantwortungsvol-
len Wortwahl widerspiegeln! 

Sie erinnern sich: Bundeskanz-
ler Friedrich Merz äußerte sich 
im Oktober zum Stadtbild in 
Deutschland. Er vermischte da-
bei auf leichtfertige Weise Fragen 
der inneren Sicherheit mit dem 
hochsensiblen Thema Migration. 
Zudem verwendete er dabei un-
eindeutige Formulierungen, die 
viel Interpretationsspielraum of-
fenließen. Auch als Vorwürfe laut-
wurden und die öffentliche Debat-

te entbrannte, blieb er unklar. Und 
das in dem Wissen, dass er damit 
den im Raum stehenden General-
verdacht gegen Migrant:Innen un-
widersprochen ließ und viele Men-
schen verletzte. 

Ein Handeln, das 
in der Bevölke-
rung viele Fra-
gezeichen hin-
terließ, denn wir 
wissen doch: Die 
Fokussierung auf 
das Themenfeld 
Migration und 
die Verbindung 
mit Ängsten und 
Unsicherheiten in 
der Bevölkerung 
erzeugt weitere 
Emotionen. Wir 
kennen das insbe-
sondere aus dem 
Rechtspopulismus, aber auch aus 
dem Rechtsextremismus, wo die-
se Wechselwirkung ganz bewusst 
genutzt wird. Ein Bundeskanzler 
trägt eine Gesamtverantwortung 
für die Bundesregierung und er 
hat einen Amtseid vor dem Deut-
schen Bundestag abgelegt. Debat-
ten anzustoßen ist das eine, aber 

man muss diese vom Ende her 
denken. 

Wir müssen aber auch miteinan-
der lernen, dass wir Debatten ohne 

Schaum vor dem 
Mund führen 
und das betrifft 
uns alle. Wir le-
ben seit ein paar 
Jahren in über-
lappenden Kri-
sen - ein Stress-
faktor für unsere 
Demokratie und 
unseren Rechts-
staat. Eine Ver-
sachlichung und 
eine Kanalisie-
rung auf den 
w e s e n t l i c h e n 
Kern  tun Not. 
Die Politik trägt 
in Gänze eine 

wesentliche Verantwortung dafür, 
wie sich ein Kiez, ein Dorf oder 
eine Hochhaussiedlung als Stadt-
bild verändert. Es gibt schon lange 
akute gesellschaftliche Probleme: 
Die Finanzierung der Kommunen 
bzw. Bezirke, Wohnungsmangel 
und zu hohe Mieten, soziale Seg-
regation, Kriminalität, mangelnde

Integration, fehlende Infrastruk-
tur etc.. Das bedeutet, dass diese 
Debatte natürlich geführt werden 
muss, aber die Problemlagen sind 
breiter und komplexer. 

Der Deutsche Städtetag warnt seit 
Jahren, dass die Kommunen vor 
einem finanziellen Kollaps stehen. 
Wir haben beispielsweise in Berlin 
sieben sog. kriminalitätsbelastete 
Orte. Dennoch muss jeder wissen, 
dass die Polizei Berlin immer am 
Ende einer langen Kette von Pro-
blemen oder Verwerfungen vor 
Ort steht. Der Rechtsstaat muss 
zum einen funktionieren und zum 
anderen seinen eigenen Rech-
ten und Pflichten nachkommen. 
Die Politik muss dafür den perso-
nellen und finanziellen Rahmen 
setzen. Wir brauchen auch keine 
Verschärfung von Gesetzen. Wir 
haben auch kein Erkenntnispro-
blem, sondern ein Umsetzungs-
problem.

Die Erwartung an eine gewählte 
Regierung muss sein, diese kom-
plexen Problemlagen anzupacken 
und im positiven Sinne zu lösen. 
Das Gleiche gilt auch bei der Frage 
der Integration. Wenn Menschen 

Stadtbild, Töchter, Fragezeichen – Was folgt?
Ein Gastbeitrag des Innen- und Sicherheitsexperten Tom Schreiber zur Stadtbild-Debatte

nach Deutschland kommen, um 
Asyl zu beantragen, dann kann es 
nicht sein, dass sie jahrelange bü-
rokratische Verfahren unterzogen 
werden und in Teilen gezwungen 
sind, nicht zu arbeiten. Andern-
falls gilt aber auch, wer gewaltbe-
reit oder kriminell im laufenden 
Asylverfahren wurde, hat kein 
Anrecht darauf, in Deutschland 
aufgenommen zu werden. Das 
sagt nicht nur der gesunde Men-
schenverstand, sondern auch das 
Rechtsstaatsverständnis. 

Die Sprache ist zudem nicht nur 
bei der Integration ein wesentli-
cher Schlüssel zum Erfolg, son-
dern die Sprache muss es auch in 
der Politik sein. Wer in Ämtern 
oder Funktionen gewählt wurde, 
sollte auch immer wissen, dass er 
oder sie ein Vorbild für ganz viele 
Menschen sein kann und soll. Egal 
ob mit oder ohne Migrationshin-
tergrund.

Als Fazit gilt: Asylsuchende und 
Flüchtlinge müssen die deutsche 
Sprache erlernen und schnellstens 
auch während dem laufenden Ver-
fahren dem Arbeitsmarkt zur Ver-
fügung stehen.

Der Innen-  und Sicherheits-
exper te Tom Schreiber 

Foto:  Tom Schreiber

Schwerpunktsetzungen für den Berliner 
Doppel-Landeshaushalt 26/27 beschlossen
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Hallo Schmargendorf und Wilmersdorf!

NEUES VOM NÄCHSTEN REGIERENDEN BÜRGERMEISTER

Mein Name ist Steffen Krach und 
ich stelle mich Ihnen zur Wahl für 
das Amt des Regierenden 
Bürgermeisters. 

Vielleicht denken Sie: Jemand von 
der SPD? Schon wieder die SPD? 
Ich finde, diese Fragen sind nach 
Jahrzehnten, in denen die SPD re-
giert hat, legitim. Und ich möchte 
Ihnen meine Antwort 

darauf geben, mit der ich Sie am 
20. September 2026 um Ihr Ver-
trauen bitte. 

„Wer regiert, trägt 
Verantwortung“

Wer regiert, trägt Verantwor-
tung – für das, was gut läuft und 
ebenso für das, was nicht gut läuft. 
Dieser Verantwortung stellen wir 
uns als SPD. Wir haben für Ber-
lin viel Gutes erreicht, aber auch 
Fehler gemacht, zum Beispiel in 
der Wohnungspolitik. Daraus ha-
ben wir Konsequenzen gezogen 
und arbeiten daran, dass es besser 
wird. Und wir haben ein klares 
Bild, wie Berlin zukünftig ausse-
hen soll. 

„Berlin ist mein Zuhause 
geworden“
 
 2002 bin ich nach Berlin ge-

kommen. Ich habe als Student die 
Clubs und Kneipen kennengelernt, 

als Vater die Krabbelgruppen und 
Kitas und schließlich die Schulen. 
Ich kenne die Krankenhäuser und 
die Terminsuche für Arztpraxen. 
Ich war in Vereinen und den Kul-
tureinrichtungen. Berlin ist mein 
Zuhause geworden. Ich kenne den 
Berliner Alltag, ich kenne die wun-
derbaren Seiten dieser Stadt und 
die, die weh tun. 

Aber was ich vor allem gesehen 
habe: Es gibt keine Stadt, die so 
sehr von den Menschen geprägt 
wurde wie Berlin. Angefangen 
beim Mauerfall bis heute. Und ge-
nau das macht Berlin zu der Stadt, 
die sie ist. So habe ich Berlin ken-
nengelernt und so möchte ich es 
schützen. 

Mein Ziel ist, dass wir in einer 
Stadt leben, in der die eigene Be-

#FÜRSIEDA

Macht Berlin zu einer familienfreundlichen Metropole: Der nächste Regierende Bürgermeister Steffen Krach.  
Foto: Phillip Schröder

völkerung nicht wie in anderen 
Metropolen verdrängt wird, weil 
sie sich das Leben dort nicht mehr 
leisten kann. Dass es die Stadt der 
Berlinerinnen und Berliner mit al-
len Backgrounds bleibt und hier 
alle miteinander ein gutes Leben 
führen können. 

Und deswegen werde ich alles 
dafür tun, dass Wohnen wieder 
bezahlbar wird. Dass die Stadt 
sauberer und sicherer wird, mit 
einem verlässlichen ÖPNV und ei-
ner hervorragenden Gesundheits-
versorgung. Denn ich möchte, 
dass Berlin zum Vorbild für eine 
familienfreundliche Metropole 
wird.

 Wo Kinder gut aufwachsen und 
Großeltern in Würde alt werden 
können. Berlin kann gemeinsam 
mit den Menschen, die hier leben, 
so viel erreichen und ich möchte 
dafür sorgen, dass das gelingt - als 
Regierender Bürgermeister und 
gemeinsam mit den Abgeordneten 
wie Florian Dörstelmann.  

„Ich verspreche nur, was ich 
auch halten kann.“

All das sage ich nicht als Oppo-
sitionspolitiker, der nie regiert hat, 
sondern als jemand, der weiß, wie 
schwer die Regierungspraxis ist. 
Ich war sieben Jahre Staatssekre-
tär in Berlin und trage seit über 
vier Jahren Verantwortung für 1,2 
Millionen Menschen in Hannover. 

Eins ist mir dabei immer wich-
tig: Ich verspreche nur, was ich 
auch halten kann. Deshalb sage 
ich sehr bewusst: Es geht besser, 
dafür trete ich an und bitte um Ihr 
Vertrauen.

 
Hoffentlich ergibt sich bei einem 

meiner Termine in Wilmersdorf 
oder Schmargendorf auch die 
Gelegenheit, dass wir uns einmal 
persönlich austauschen. Ich wür-
de mich freuen! 

Herzliche Grüße 
Ihr Steffen Krach 

Steffen Krach ist begeisterter Läufer – mit seinen roten Schuhen führt ihn 
seine Joggingstrecke gerne auch durch Wilmersdorf. Foto: SPD Berlin
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STEFFEN KRACHS WERDEGANG

seit 11/2021: Regionspräsident 
der Region Hannover

2016 – 2021: Staatssekretär für 
Wissenschaft und Forschung

2014 – 2016: Staatssekretär für 
Wissenschaft

2011 – 2012: Leiter der 
Bund-Länder-Koordinierungs-
stelle SPD Bundestagsfraktion

2010-2011: Leiter des Büros 
von Senator Prof. Dr. Jürgen Zöll-
ner

2008 -2010: Planungs- und Par-
lamentsangelegenheiten im Bil-
dungssenat

2007: Persönlicher Referent des 
Senators Prof. Dr. Jürgen Zöllner

2006: Referent für Wissen-
schaft, Weiterbildung, Forschung 
und Kultur des Landes Rhein-
land-Pfalz beim Bund und der Eu-
ropäischen Union

2005: Diplom-Politologe
2002 – 2005: Studium der Poli-

tikwissenschaft am Otto-Suhr-In-
stitut der Freien Universität Berlin

2000 – 2002: Studium der Sozi-
alwissenschaften 

1999 – 2000: Zivildienst in Ha-
meln

1999: Abitur in Hannover

46 Jahre, verheiratet, drei Kin-
der
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Eine Chance für den Bezirk: 
Heike Schmitt-Schmelz

NEUES AUS DEM BEZIRK

Mein Name ist Heike 
Schmitt-Schmelz und seit vielen 

Jahren engagiere ich mich mit gro-
ßer Leidenschaft in der Kommu-
nalpolitik. Charlottenburg-Wil-
mersdorf ist mein berufliches 
und war die meiste Zeit meines 
Lebens auch mein 
privates Zuhause: 
Ein Bezirk voller 
Geschichte, Vielfalt 
und Chancen. Als 
Bezirksstadträtin 
und langjährige 
K o m m u n a l p o l i -
tikerin habe ich 
erfahren, wie un-
mittelbar Entschei-
dungen auf Bezirk-
sebene das tägliche 
Leben der Men-
schen prägen – und 
wie wichtig es ist, 
Verantwortung mit 
Augenmaß, Prag-
matismus und sozia-
lem Bewusstsein zu 
übernehmen.

In den vergangenen Jahren habe 
ich gemeinsam mit vielen enga-
gierten Kolleginnen und Kollegen 
im Bezirksamt daran gearbeitet, 
zentrale Bereiche unseres Bezirks 
voranzubringen. Dazu gehören 
Verbesserungen in der Bildungs- 
und Jugendinfrastruktur, Fort-
schritte beim Ausbau sozialer An-
gebote sowie der Start wichtiger 
Projekte zur Modernisierung und 
Digitalisierung der Verwaltung. 

Auch die Stärkung kultureller 
Einrichtungen und der Ausbau 
von Bewegungs- und Sportan-
lagen gehörten zu den Schwer-
punkten meiner Arbeit, die in den 
letzten Jahren umgesetzt werden 
konnten. 

Meine erneute Kandidatur als 
Bezirksbürgermeisterkandidatin 
bei der Wahl 2026 gründet auf 
dem Wunsch, diese Entwicklung 
weiter konstruktiv zu begleiten. 
Ich möchte weiterhin mit Ihnen 
zusammen daran arbeiten, unse-
ren Bezirk zukunftsfähig, solida-
risch und lebenswert zu gestalten.

 
Für die kommenden Jahre sehe 

ich drei zentrale Aufgaben: Ers-
tens braucht es eine moderne, 

transparente und gut erreichbare 
Verwaltung, die Anliegen effizi-
ent bearbeitet und Fortschritt er-
möglicht. Zweitens ist es mir ein 
Anliegen, soziale Teilhabe weiter 
zu stärken – von guter Bildung 
über bezahlbares Wohnen bis 

hin zu sicherer, bar-
rierearmer Mobilität. 
Drittens möchte ich 
die ökologische Ver-
antwortung unseres 
Bezirks weiter voran-
bringen: mit nachhal-
tiger Stadtentwick-
lung, mehr Grün, 
klugen Verkehrswe-
gen und konsequen-
tem Klimaschutz.

All das gelingt nur, 
wenn wir offen mit-
einander sprechen, 
zuhören und gemein-
sam Lösungen ent-
wickeln. Das ist der 
Stil, für den ich stehe 
– verlässlich, dialo-

gorientiert und immer mit Blick 
auf das gesamte Gemeinwesen. 
Ich möchte diesen Weg fortsetzen 
– mit klarer Haltung, pragmati-
scher Entscheidungsfreude und 
dem Ziel, unseren Bezirk in eine 
stabile und lebenswerte Zukunft 
zu führen.

Ich wünsche Ihnen und Ihren 
Familien frohe Weihnachten so-
wie eine friedliche, besinnliche 
und zuversichtliche Zeit.

© Goldmann-Verlag
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Krebserkrankungen häufen sich. 
War die Diagnose Krebs bis vor 10 
Jahren noch ein sicheres Todesur-
teil, gibt es inzwischen viele Hei-
lungsmethoden. Trotzdem sind 
die Therapien nicht alle von Erfolg 
gekrönt. Wer an Krebs erkrankt, 
muss selbst bis zur vollständigen 
Heilung einen harten Weg gehen.

Die Betroffenen können zum Er-

folg der Therapie Selbst erheblich 
beitragen. Neben viel Bewegung 
und erheblicher Disziplin sind ge-
rade Essen und Trinken wichtig. 
So haben es die beiden kanadi-
schen Professoren Richard Béli-
veau und Denis Gingras ein Buch 
geschrieben. Inhaltlich zielt das 
Buch darauf ab, welche Ernäh-
rung wie auf den Krebs wirken 
kann.

So werden Citrusfrüchte so ge-
schildert, dass der Krebs diese 
sehr meidet. Oder der Genuss 
von grünem Tee wird geraten, 
da die Wirkstoffe besonders zur 
Bekämpfung der Krebszellen bei-
tragen. In einer kurzweiligen Art 
und Weise wird dargelegt, wie das 
Immunsystem gezielt gestärkt und 
vorgebeugt werden kann. Sie ge-
hen detailliert und kenntnisreich 

auf die einzelnen Heilkräfte un-
terschiedlicher Lebensmittel wie 
Brokkoli, Heidelbeeren oder Zi-
tronen ein. Durch Infokästen, Ab-
bildungen und Grafiken stellen die 
Autoren einfach und verständlich 
das komplizierte Wirken der Le-
bensmittel im Kampf gegen Krebs 
dar. Das Buch ist für 18€ in jeder 
Buchhandlung erhältlich. 
ISBN: 978-3-442-17126-2

Krebszellen mögen keine Himbeeren
Nahrungsmittel gegen Krebs

Der Platz ist benannt nach der 
baden-württembergischen Stadt 
Heidelberg und wurde im Jahr 
1892 als Schmuckplatz ange-
legt. Er bildet den nördlichen Ab-
schluss des Rheingauviertels, in 
welchem zahlreiche Straßen nach 
Städten der gleichnamigen Regi-
on benannt sind. Am nördlichen 
Ende des Platzes, der mit einer 
großen Grünfläche und einigen 
Sitzgelegenheiten zum Verweilen 
einlädt, liegt der nahegelegene 
S- und U-Bahnhof. Hier kreuzen 
sich die Ringbahn mit ihren Li-
nien S41, S42 und S46 sowie die 
U-Bahnlinie 3.

Der erste S-Bahnhof an dieser 
Stelle – damals noch unter der Be-
zeichnung Schmargendorf – wur-
de bereits am 15. Dezember 1883 
eröffnet. In der Zeit von 1890 
– 1892 erfolgte der Ausbau der 
Station mit Bau des heute noch 
erhaltenen Empfangsgebäudes. 
Nachdem der Verkehr der Ring-
bahn im Zuge des S-Bahnstreiks 
1980 eingestellt wurde, dauerte 
es bis Ende 1993, bis wieder eine 

Kompromisse dürfen nicht 
zum Ausverkauf werden

Gewerkschaften machen mobil

Die kommende Bezirksbürgermeisterin von Charlottenburg-
Wilmersdorf: Heike Schmitt-Schmelz Foto: Heike Schmitt-Schmelz

Berlin verfügt aktuell Berlin über 
rund 430.000 Straßenbäume. Mit 
dem am 3. November während 
einer Sondersitzung des Berliner 
Abgeordnetenhauses beschlosse-
nen Baumgesetz soll diese Zahl in-
nerhalb von 15 Jahren auf 720.000 
anwachsen. Erklärtes Ziel ist es, 
dass in Berlin alle 15 Meter ein 
Straßenbaum steht. In einem ers-
ten Schritt sollen bis 2027 überall 
dort, wo bereits Straßenbäume 
gestanden haben, wieder Bäume 
gepflanzt werden.
Damit die Bäume gesund bleiben, 
werden verbesserte Pflegestan-
dards definiert, um die Zahl der 
Bäume zu sichern, ihre Lebens-
dauer zu verlängern und Fällun-
gen zu vermeiden.
 
Der Hitzeschutz ist auch eine so-
ziale Frage. Berlin leidet bereits 
heute unter immer längeren Hit-
zeperioden. Davon sind insbeson-
dere ältere oder chronisch kranke 
Menschen, Kinder, obdachlose 
Menschen und Bewohner in dicht 
bebauten Stadtteilen mit wenig 
Straßengrün betroffen. Diese 
Hitzeviertel werden durch mehr 
Grünflächen und 
Kühlinseln Abhilfe 
erhalten.

Die Bäume brau-
chen Regenwasser, 
damit sie insbeson-
dere in Hitzevierteln 
ihre Schutzfunktion 
übernehmen kön-
nen. Daher wird Ber-
lin zur Schwamm-
stadt, um 
Regenwasser zu nut-
zen, welches bisher 

direkt in die Kanalisation abläuft. 
Durch verschiedene Maßnahmen 
soll es nun vor Ort versickern und 
gespeichert werden – ein wichti-
ger Beitrag zur optimalen Bewäs-
serung und Abkühlung!
Ein „Steuerungskreis“ mit Ak-
teuren der Verwaltung, der In-
frastrukturunternehmen sowie 
Experten der Wissenschaft und 
Zivilgesellschaft wird an der Um-
setzung der Ziele des Gesetzes 
mitarbeiten. Dies wird im Senat 
von einem ressortübergreifenden 
Aufbaustab unterstützt. Darüber 
hinaus unterstützt ein unabhängi-
ger wissenschaftlicher Beirat die 
Arbeit des Senats bei seiner Kli-
maanpassungsstrategie mit regel-
mäßigen Gutachten.

Das Baumgesetz entspringt einer 
breiten Initiative aus der Zivilge-
sellschaft, die 2024 ein Volksbe-
gehren auf den Weg gebracht hat. 
Die Koalitionsfraktionen haben 
den daraus resultierenden Geset-
zesentwurf im September 2025 
zusammen mit der Initiative bera-
ten und mit wenigen Änderungen 
beschlossen. 

Baumentscheid 
Berlin bekommt 1 Mio. neue Bäume

Foto: Ilya Kolomys

In den letzten Wochen verschärfen 
sich die Debatten um die zukünfti-
ge Arbeits-, Sozial- und Rentenpo-
litik erheblich. Damit wird, völlig 
unabhängig von Fakten, sondern 
mehr und mehr meinungsstark die 
Position vertreten, dass wir uns 
den „ausufernden“ Sozialstaat 
nicht mehr leisten können. Mitt-
lerweile wird der Sozialstaat in der 
ganzen Breite angegriffen. 

Es geht nicht nur um Bürgergeld, 
sondern auch um Pflegestufen, 
um die Finanzierung des Gesund-
heitssystems, wie Praxisgebühr, 
und vieles mehr. Der Sozialstaat 
wird „sturmreif geschossen“. Al-
les nach dem Motto, „rette sich 
wer kann“ und „irgendwas wird 
schon hängen bleiben“.

In der Konsequenz steigt die Ver-
unsicherung der Menschen und 
werden so in die Arme von Extre-
misten getrieben, übrigens rechts 
und links, wenn man in den Kate-
gorien bleiben will.

Deshalb gehört ein genaues Hin-
schauen dazu. Fakt ist, dass die 
Lohnnebenkosten in den letzten 
30 Jahren nicht wirklich gestiegen 

sind. Das heißt, in Bezug auf die 
Rente, dass wir alles richtig ge-
macht haben und unsere Eltern 
und Großeltern an den wirtschaft-
lichen Entwicklungen teilhaben 
lassen. Die gesetzliche Rente al-
leine reicht nicht aus, um den ei-
genen Lebensstandard zu sichern.

Die Arbeitszeitdebatte ist dabei 
exemplarisch. Die Beschäftigten 
sind hoch flexibel. Viele werden 
ausgenutzt und Millionen Über-
stunden nicht bezahlt. In fast allen 
Tarifverträgen finden sich Flexibi-
lisierungen von Arbeitszeiten. Ja, 
mit Tarifverträgen geht viel. Tarif-
verträge sorgen für Fairness. Nur 
dann gibt es eine funktionierende 
Sozialpartnerschaft. Deshalb gibt 
es die Kampagne der Gewerk-
schaften im DGB. Scannen Sie 
für mehr Informationen den QR-
Code in der Überschrift.

S-Bahn vom Heidelberger Platz 
fuhr. Die Station war bis dahin 
südöstlich unter die Mecklen-
burgische Straße verschoben 
worden, um den Übergang zum 
Bahnhof der U3 zu ermöglichen.

Dieser U-Bahnhof öffnete 1913 
seine Pforten für den Zugverkehr. 
Die Stadt Wilmersdorf war als 
Bauherrin bestrebt, ihren Wohl-
stand zu betonen, weshalb sich 
jeder Wilmersdorfer Bahnhof  
voneinander unterscheidet. Am 
Heidelberger Platz liegt die Trasse 
aufgrund der Unterquerung der 
Ringbahn fast doppelt so tief wie 
auf dem Rest der U-Bahnstrecke.
 
Dies ermöglichte es dem Archi-
tekten Leitgebel, den U-Bahnhof 
im Stile einer Kathedrale zu ent-
werfen. Daher ist die Decke als 
Kreuzgratgewölbe angelegt, so-
dass die Leuchtkandelabern ihre 
Wirkung voll entfalten können. 
Die Deutsche Post widmete dem 
U-Bahnhof Heidelberger Platz 
zum 1. März 2022 eine eigene 
Briefmarke.

© Rolf Wiegand

Heidelberger Platz
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Erhöhung des 
Landesmindest-
lohns für 2026

Foto: Redaktion

Das Berliner Abgeordneten-
haus hat am 7. November 2025 
beschlossen, dass der Berliner 
Landesmindestlohn erhöht und 
künftig an die Entwicklung des 
allgemeinen gesetzlichen Min-
destlohns gekoppelt wird.

Zum 1. Januar 2026 steigt der 
Berliner Landesmindestlohn – von 
derzeit 13,69€ - auf 14,84€ und 

zum 1. Januar 2027 auf 15,59€. 
Die Koalition aus CDU und SPD 
möchte sicherstellen, dass Men-
schen nach 45-jähriger Vollzeit-
beschäftigung im Alter neben der 
Rente nicht auf ergänzende Sozi-
alleistungen angewiesen sind. Der 
Landesmindestlohn wird mindes-

Staatssekretär Christian Hochgrebe  Foto: Redaktion

Der Dreiklang
Sozialdemokratische Innenpolitik für Berlin, in dem alle sicherer 

leben können - Von Christian Hochgrebe, Staatssekretär für Inneres

tens dem Betrag entsprechen, der 
dies wirksam verhindert. Beschäf-
tigte müssen von ihrem Arbeits-
verdienst und von ihrer Altersren-
te auskömmlich leben können.

Der Senat wird künftig ermäch-
tigt, Anpassungen des Landes-
mindestlohns per Rechtsverord-
nung festzulegen. Dabei gilt, dass 

der Landesmindestlohn den allge-
meinen gesetzlichen Mindestlohn 
um höchstens 1,50€ überschrei-
ten darf. Mit dieser Gesetzesnovel-
le wird zugleich geregelt, dass 
Zulagen und Zuschläge erhalten 
bleiben und nicht angerechnet 
werden, das Entgelt also erhöhen.

Die repräsentativen „Mitte-Stu-
dien“ der FES geben alle zwei Jahre 
Auskunft über die Verbreitung und 
Entwicklung sowie Hintergründe 
rechtsextremer, menschenfeindli-
cher und antidemokratischer Ein-
stellungen in 
Deutschland. 

Die diesjäh-
rige Ausgabe 
unter dem 
Titel „Die an-
g e s p a n n t e 
Mitte“ blickt 
auf die Nor-
m a l i s i e r u n g 
des Rechtsext-
remismus und 
aktuelle Ent-
w i c k l u n g e n 
in Zeiten glo-
baler Verunsi-
cherungen.

Die Mehr-
heit der Men-
schen in 
Deutschland 

ist demokratisch eingestellt und 
äußert Sorgen wegen des zuneh-
menden Rechtsextremismus. 
Gleichzeitig ist jedoch in der Mit-
te der Gesellschaft eine Norma-
lisierung bezüglich bestimmter 

antidemokra-
tischer und 
m e n s c h e n -
f e i n d l i c h e r 
Aussagen zu 
b e o b a c h t e n . 
Schwerpunkte 
befassen sich 
mit dem Ein-
fluss von Bil-
dung, Schule 
und Erziehung 
auf die Entste-
hung oder Be-
kämpfung von 
Rechtsextre-
mismus sowie 
mit Heraus-
f o r d e r u n g e n 
einer sozial-
verträglichen 
Tr a n s f o r m a -
tion auf dem 

Land, in der Stadt und vor allem 
beim Klimaschutz.

Politische Gewalt, antifeministi-
sche Einstellungen oder libertäre 
autoritäre Haltungen sind weitere 
Kernthemen der diesjährigen Aus-
gabe.

Für diese Befragung wurden ca. 
2000 Menschen telefonisch inter-
viewt. 60% Mobilfunknummern, 
40% Festnetz.  51% der Befragten 
waren Frauen, 17% Ostdeutsche. 
70% verfügen über die deutsche 
Staatsangehörigkeit und das 
Durchschnittsalter der Befragten 
lag bei 52,3 Jahren.

Die Studie steht online auf der 
Internetseite der FES zum Down-
load bereit. Wer weniger lesen 
will, kann sich auch Kurzversio-
nen dort anschauen.  Für Florian 
Dörstelmann ist die Studie eine 
gute Hintergrundinformation, 
um stabil gegen Faschismus und 
Rechtsextremismus einzutreten.

Friedrich Ebert Stiftung: 
Die angespannte Mitte - 

Mitte-Rechts Studie 2025

Berlin ist eine Stadt nicht nur der 
Vielfalt, sondern auch der Gegen-
sätze auf engem Raum. Das führt 
im Alltag unausweichlich auch zu 
Konflikten. Unsere Innenpolitik 
muss deshalb immer auch den so-
zialen Zusammenhalt fördern und 
gleichzeitig Sicherheit für alle hier 
lebenden Menschen gewährleis-
ten, egal ob Mann, Frau, Alt oder 
Jung. Das bedeutet für mich als 
Staatssekretär für Inneres, dass 
wir nicht nur auf die Erhaltung der 
Ordnung achten, sondern auch 
auf Gerechtigkeit und den Schutz 
der Grundrechte jedes und jeder 
Einzelnen. Wir müssen nach mei-
ner Auffassung alle gleich behan-
deln, dürfen aber keine Menschen 
bevorzugen.

 
Der Dreiklang aus Prävention, 

Intervention und Repression
Ein zentrales Element unse-

rer Innenpolitik ist deswegen der 
Dreiklang aus Prävention, In-
tervention und Repression. Prä-
vention bedeutet, Kriminalität 
und Gewalt bereits im Vorfeld zu 
verhindern. Wir setzen auf früh-
zeitige Präventionsprogramme 
in Schulen und sozialen Einrich-
tungen, um junge Menschen zu 
unterstützen und Perspektiven zu 
bieten.

Doch auch Intervention ist not-
wendig. Wenn Straftaten began-
gen werden, müssen wir schnell 
und effektiv reagieren. Dies erfor-
dert eine gut ausgestattete Polizei, 
die bei Bedarf eingreift, ohne dabei 
die Verhältnismäßigkeit aus dem 
Blick zu verlieren. Gleichzeitig ist 
es mir wichtig, dass Betroffene 
von Kriminalität die notwendige 
Unterstützung etwa durch Opfer-
hilfeeinrichtungen erhalten.

 
Diskriminierungsfreie Sicher-

heitspolitik
Ein weiteres fundamentales 

Prinzip unserer sozialdemokra-
tischen Innenpolitik ist eine dis-
kriminierungsfreie Sicherheits-
politik. Sicherheit darf nicht auf 

Kosten der Gleichbehandlung ge-
hen – Sicherheit kann niemals die 
Sicherheit nur Einzelner sein. Wir 
setzen uns für eine Polizei ein, die 
Vielfalt respektiert und das Ver-
trauen aller Bevölkerungsgruppen 
stärkt. Dazu gehört eine kontinu-
ierliche Fortbildung der Polizei in 
interkultureller Kompetenz sowie 
deeskalierender Kommunikation. 
Dabei ist darauf zu achten, dass 
sowohl Täter als auch Opfer mit 
Respekt behandelt werden.

 
Sicherheit ganzheitlich und 

ressortübergreifend denken
Sicherheit betrifft nicht nur die 

Polizei, sondern alle gesellschaftli-
chen Bereiche. Deshalb setzen wir 
auf eine ganzheitliche Strategie, 
die Bildung, Stadtentwicklung 
und soziale Integration einbe-
zieht. Präventive Maßnahmen in 
Schulen und Jugendzentren sowie 
die Förderung sicherer, sozialer 
Wohnräume sind dabei zentra-
le Bausteine. Ebenso wichtig ist 
die Zusammenarbeit im digitalen 
Raum: Der Kampf gegen Cyber-
kriminalität erfordert Kooperation 
zwischen Polizei, Justiz und Wirt-
schaft, etwa durch den Ausbau von 
Sicherheitsinfrastrukturen und 
digitale Schulungsangebote. So 
stellen wir sicher, dass Sicherheit 
in Berlin durch präventive, inter-

disziplinäre Ansätze und nicht nur 
durch Repression erreicht wird.

 
Schutz vor häuslicher Gewalt
Sicherheit für alle bedeutet 

auch, dass sich kein Mensch in 
den eigenen vier Wänden unsicher 
fühlen muss. Ein zentrales Anlie-
gen unserer Politik ist der Schutz 
vor häuslicher Gewalt. Wir haben 
hierfür entsprechende Grundla-
gen in die Reform des Allgemei-
nen Sicherheits- und Ordnungs-
gesetzes (ASOG) aufgenommen. 
Gleichzeitig setzen wir auf eine 
konsequente Strafverfolgung und 
eine verbesserte Schulung von 
Polizei und Justiz, um den Opfern 
schnell und wirksam zu helfen.

 
Fazit: Eine gerechte und siche-

re Stadt für alle
Unsere sozialdemokratische In-

nenpolitik in Berlin zielt auf eine 
Stadt ab, in der alle Menschen si-
cher leben können – unabhängig 
von ihrem sozialen oder kultu-
rellen Hintergrund. Wir werden 
weiterhin alles daransetzen, dass 
Berlin ein solidarischer und siche-
rer Ort ist.

Ihr 

Christian Hochgrebe
(Staatssekretär für Inneres)

Innere Sicherheit 
aus sozialdemokra-
tischer Perspektive
Florian Dörstelmann, Abgeord-

neter für Wilmersdorf-Süd und 
Schmargendorf, hatte am 25. No-
vember in der „Alten Apotheke“ 
den Staatssekretär für Inneres, 
Christian Hochgrebe, zu Gast. Mit 
reger Beteiligung des Publikums 
haben die beiden intensiv über die 
innere Sicherheit aus sozialdemo-
kratischer Perspektive diskutiert.

 
Den Schwerpunkt bildete dabei 

die bevorstehende Novellierung 
des Allgemeines Sicherheits- und 
Ordnungsgesetz (ASOG). In die-
ser soll der Polizei mehr Mittel 

eingeräumt werden, um die Krimi-
nalität zu bekämpfen. So ist vorge-
sehen, die Videoüberwachung an 
„Kriminalitätsschwerpunkten“ 
wie dem Alexanderplatz oder dem 
Görlitzer Park auszuweiten. Da-
bei ist dann auch der Einsatz von 
Künstlicher Intelligenz möglich, 
um verfahrensübergreifende Re-
cherche- und Analysesysteme ein-
setzen zu können. Der Einsatz von 

KI hat aber nicht zur Folge, dass 
diese polizeiliche Handlungen 
übernimmt. Gleichzeitig wird die 
Möglichkeit anlassloser Kontrol-
len auf kriminalitätsbelastete Orte 
und ausgewiesene Messerverbots-
zonen begrenzt.

Die Videoüberwachung in der 
BVG soll künftig 72 statt 48 Stun-
den gespeichert werden. Damit 
haben Opfer von Übergriffen in 
Bus und Bahn künftig einen Tag 
mehr Zeit, diesen bei der Polizei 
zur Anzeige zu bringen. Zudem 
sollen mit dem ASOG Opfer häus-

licher Gewalt entschiedener un-
terstützt werden. Beispielsweise 
dürfen künftig die Kontaktdaten 
von Opfern und Tatverdächtigen 
an Beratungsstellen übermittelt 
werden und Wegweisungen nach 
14 Tagen um weitere 14 Tage ver-
längert werden. Des Weiteren ist 
künftig auch der Einsatz einer 
elektronischen Fußfessel nach 
spanischem Modell möglich. 

Innenausschuss-Vorsitzender Florian Dörstelmann im Gespräch mit 
Staatssekretär Christian Hochgrebe  Foto: Jürgen Jänen

© Friedrich-Ebert-Stiftung
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Rüdi glüht mit Krach und Dörstelmann
Weihnachtliches Beisammensein im Kiezbüro von Florian Dörstelmann am 29. November - mehr als 200 Leute waren da

NEUES AUS DEM BEZIRK

Am ersten Adventswochenen-
de wurde der Rüdesheimer Platz 
besonders illuminiert und der 
Weihnachtsbaum aufgestellt. Ziel 
dieses Aktionstages war es, den 
Kiez am Rüdesheimer Platz weiter 
zu beleben. Die Wirtschaftsför-
derung Charlottenburg-Wilmers-
dorf und die Europäische Union 
unterstützen den Verein. Hier 
haben sich 29 ansässige Unter-
nehmerinnen und Unternehmer 
zusammengeschlossen, um mehr 
Leben und Aktivitäten im Kiez zu 
organisieren - ein Vorhaben, das 
ihnen mit der Aktion „Rüdi glüht“ 
in herausragender Weise gelun-
gen ist!

An diesem Wochenende wur-
den Glühwein, Brezeln, Prosecco 
und Kunst geboten, viele Hun-
dert Lampions aufgestellt und der 
Weihnachtsbaum auf dem Rüdes-
heimer Platz illuminiert. Zudem 
kam man zum Singen von Weih-
nachtsliedern zusammen.

Auch der SPD-Abgeordnete 
Florian Dörstelmann nahm mit 
seinem Büro teil. Er bot bei Ge-
tränken, Wiener Würstchen und 
belegten Brötchen Gespräche zur 
aktuellen Politik an. Dörstelmann 
hatte zur Unterstützung den SPD-
Spitzenkandidaten für die nächste 
Abgeordnetenhauswahl, Steffen 
Krach und die SPD-Stadträtin 
Heike Schmitt-Schmelz, mitge-
bracht. Das Angebot wurde eifrig 
angenommen. Viele Bürgerinnen 
und Bürger aus der direkten Nach-
barschaft nutzten die Gelegenheit, 

mit den Berliner Spitzenpolitike-
rInnen ins Gespräch zu kommen.

Für den SPD-Spitzenkandida-
ten für die Abgeordnetenhaus-
wahl 2026, Steffen Krach, war 
dies eine gute Möglichkeit, die 
Menschen im Süden des Bezirks 
Charlottenburg Wilmersdorf 
persönlich kennen zu lernen. Er 
konnte deutlich machen, wieso er 
Regierender Bürgermeister von 
Berlin werden möchte. „Ich will 
mit den Berlinerinnen und Ber-
linern den Fortschritt gestalten, 
ich möchte bezahlbare Mieten in 
Berlin, ich möchte, dass die Men-
schen sich in ihren Kiezen wie 
hier am Rüdesheimer Platz sicher 
fühlen und dass das Leben be-
zahlbar bleibt“, so Steffen Krach.

In vielen Gesprächen konnte 
der Abgeordnete vor Ort, Flori-
an Dörstelmann, den Menschen 
seine Arbeit als Vorsitzender des 
Innenausschusses und als Mit-
glied des Wirtschaftausschusses 
verdeutlichen. „Mit der Arbeit 
in diesen beiden Ausschüssen 
unterstütze ich mit voller Kraft 
die Kernanliegen wie Sicherheit 
und wirtschaftliche Stabilität 
von Steffen Krach. Ich glaube, 
er kann als Regierender Bürger-
meister von Berlin sehr viel für 
den Zusammenhalt in der Ge-
sellschaft, die Sicherheit und die 
wirtschaftliche Entwicklung er-
reichen. Dies würde ich gerne als 
der direktgewählte Abgeordneter 
aus dem Süden von Charlotten-
burg-Wilmersdorf im Berliner 

Abgeordnetenhaus unterstützen“, 
so Florian Dörstelmann. 

Die dritte im Bunde, die am-
tierende Stadträtin Heike Sch-
mitt-Schmelz brachte zum 
Ausdruck, weshalb sie als Bezirks-
bürgermeisterin kandidiert. Es 
mache eben einen Unterschied, ob 
man einen Bezirk im Ganzen ge-
stalten könne. Schmitt-Schmelz 
möchte den Kurs von Steffen 
Krach als Regierender Bürger-

meister gerne als Bezirksbür-
germeisterin unterstützen. „Es 
wird Zeit, dass Politik mit den 
Menschen und nicht mit Ideolo-
gie gemacht wird“, so Heike Sch-
mitt-Schmelz. „Ich wünsche jetzt 
eine geruhsame Vorweihnachts-
zeit im Rahmen Ihrer Familien und 
dann stehe ich gerne für persön-
liche Gespräche zur Verfügung“, 
so die amtierende Stadträtin, und 
weiter: „ Ich bin sehr beeindruckt 
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von dem friedlichen positiven 
Miteinander. Davon bitte mehr 
in allen Kiezen unseres Bezirkes 
Charlottenburg-Wilmersdorf.“
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Florian Dörstelmann und Steffen Krach am Rüdesheimer Platz Foto: Jürgen Jänen

Mitten in der Nacht: Eine Schnei-
se der Verwüstung auf der Ber-
liner Stadtautobahn, zahlreiche 
zerbeulte Autowracks, ein umge-
kippter Reisebus, der in Flammen 
aufgegangen ist, Leute, die um ihr 
Leben kämpfen. Diese tragischen 
Bilder haben sich vor einiger Zeit 
über mehrere Nächte hinweg auf 
der ehemaligen A104 zugetragen 
und dienten der Produktion für 
die kürzlich erschiene deutsch-ös-
terreichische Serie „Hundertdrei-
zehn“.

Die Konsequenzen eines Unfalls 
bleiben meist unsichtbar. Endet 
ein solcher Unfall jedoch tödlich, 
sind pro Todesfall laut Untersu-
chung des Bundesverkehrsmi-
nisteriums durchschnittlich 113 
Menschen direkt oder indirekt 
mit dem Schicksal konfrontiert: 
11 Familienangehörige, 4 enge 

Freunde, 56 Freunde und Be-
kannte sowie 42 Einsatzkräfte wie 
Feuerwehrleute, Polizisten und 
Rettungssanitäter. Diese verschie-
denen Sichtweisen möchten die 
Macher der Serie, die ihrem Titel 

der Untersuchung verdankt, Folge 
für Folge näher beleuchten.

Im Zentrum der Serie stehen sechs 
Hauptfiguren, deren Leben durch 
den Unfall auf dramatische Weise 

verändert wird. In jeder Folge steht 
das Schicksal einer Hauptfigur im 
Mittelpunkt, welches unterschied-
licher nicht sein kann: Die Span-
ne reicht von inneren Konflikten, 
über Themen wie Schuld, Verant-
wortung, Verlust und Hoffnung. 
Die Macher der Serie arbeiten 
dabei insbesondere mit Perspek-
tivwechseln und verschiedenen 
Zeitebenen, um die Spannung bis 
zum letzten Moment hochzuhal-
ten. Parallel zu den persönlichen 
Geschichten kommen die Ermitt-
lungen der Kriminalpolizei, die 
versuchen, die verschiedenen 
Puzzleteile der Sichtweisen zu ei-
nem Gesamtbild zusammenzufü-
gen, um die Ursache des Unfalls 
aufzuklären.

Die zentrale Szene der Serie, ein 
schwerer Verkehrsunfall mit ei-

Unsere Serienempfehlung: Hundertdreizehn
Diese Deutsch-Österreichische Serie in der ARD-Mediathek mit Spuren in Schmargendorf

nem Reisebus, wurde im Oktober 
2024 über mehrere Nächte hinweg 
im Schlangenbader Tunnel und an 
der Autobahnabfahrt Schildhorn-
straße gedreht. Kleine Anekdote:  
Die Filmproduktionsfirma hatte 
Anwohner der „Schlange“ seiner-
zeit gebeten, ein Licht ins Fenster 
zu stellen, damit der Wohnblock 
auf den TV-Bildern besser zu se-
hen ist.

Die sechs Folgen der Serie, in 
der u.a. Robert Stadlober, Anna 
Schudt, Max von der Groeben und 
Armin Rohde mitwirken, sind in 
der ARD-Mediathek zu finden.

Rüdesheimer Platz 7
14197 Berlin

Büro-Öffnungszeiten
Montag: 10 - 17 Uhr
Dienstag: 10 - 17 Uhr
Mittwoch: 10 - 17 Uhr
Donnerstag: 10 - 17 Uhr
Freitag: 10 - 14 Uhr

E-Mail: 
florian.doerstelmann@
spd.parlament-berlin.de

Telefon:
0177/8196272

Ob alltäglicher Arbeitsweg, ent-
spannte Wochenendtour oder 
schnelle Erledigung im Kiez: Rad-
fahren soll sicher, bequem und 
stressfrei sein. Doch im Alltag 
zeigt sich oft ein anderes Bild – 
enge Wege, fehlende Verbindun-
gen, unübersichtliche Kreuzun-
gen oder holprige Abschnitte.
Wie gut und sicher sind die Rad-
wege in Wilmersdorf und Schmar-
gendorf wirklich? In der kommen-
den Ausgabe der „Für Sie da“ 
möchten wir uns näher mit ihrem 
Zustand beschäftigen. 
Damit wir uns für bessere, siche-

re und alltagstaugliche Radwege 
einsetzen können, brauchen wir 
Ihre Einschätzung! Fühlen Sie 
sich sicher? Fehlen Ihnen Verbin-
dungen? Sollte es mehr Fahrra-
dampeln und bessere Beschilde-
rungen geben? Gibt es Stellen, die 
dringend verbessert werden müs-
sen oder wo die Baustellen schon 
viel zu lange dauern? Wo sind die 
Radwege bereits im wunderbaren 
Zustand und können als Vorbild 
dienen?
Ihre Perspektive ist wichtig – denn 
niemand kennt die Wege besser 
als die Menschen, die sie täglich 

nutzen. Teilen Sie gerne Ihre Ideen 
und Herausforderungen mit den 
Radwegen in Ihrem Kiez und der 
näheren Umgebung!

Dazu können Sie uns entwe-
der eine Mail an florian.doer-
stelmann@spd.parlament-ber-
lin.de schicken, uns unter  
0177/8196272 anrufen oder uns 
persönlich im Bürgerbüro Florian 
Dörstelmann, Rüdesheimer Platz 
7, 14197 Berlin ansprechen. Na-
türlich können Sie uns auch eine 
Postkarte schicken. Wir freuen 
uns auf Ihre Rückmeldungen!

Wo klemmt das Pedal?
Ihre Meinung ist gefragt!

Für Sie Da!
Bürgerbüro Florian Dörstelmann

Sprechstunden mit Florian 
Dörstelmann im Bürgerbüro

Do, 22.01.2026, 17 - 18 Uhr
Do, 05.02.2026, 17 - 18 Uhr
Do, 19.02.2026, 17 - 18 Uhr
Do, 05.03.2026, 17 - 18 Uhr
Do, 19.03.2026, 17 - 18 Uhr

Um vorherige Anmeldung mit 
kurzer Angabe des Anliegens wird 
gebeten.

Die aktuellen Termine entnehmen 

Sie bitte unserer Website.
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Situation von schlecht gestreuten Gehwegen  Foto: Jürgen Jänen

Vereinheitlichung des Win-
terdienstes auf Gehwegen

Anlässlich des „Internationalen 
Tag zur Beseitigung von Gewalt 
gegen Frauen“ zeigt eine neue Stu-
die die Beweggründe hinter den 
jährlich hunderten Tötungsdelik-
ten an Frauen, die auf geschlechts-
spezifische Gewalt zurückzufüh-
ren sind (auch Femizide genannt). 
Jährlich am 25. November macht 
der Tag auf Diskriminierung von 
und Gewalt gegen Frauen und 
Mädchen aufmerksam. Gerade 
häusliche Gewalt findet oft im 

familären Umfeld statt. Da ist es 
sehr schwer, diese Nachweise und 
die Täter, meistens männliche Ver-
wandte der Opfer, dingfest zu ma-
chen.

Das Kriminologische Institut 
der Universität Tübingen hat sich 
das zum Anlass der Veröffentli-
chung ihrer neuesten Studie ge-
nommen. Die Studie hat erstmals 
292 Fälle, darunter 133 Femizide 
tiefergehend untersucht. 81 % 
davon fanden im Kontext hetero-
sexueller Paarbeziehungen statt 
– der wichtigste Grund: Angst vor 
Trennung oder Untreue. 

Gewalt an Frauen findet dabei 
in allen gesellschaftlichen Milieus 
statt, aber vor allem dort, wo wirt-
schaftliche Not größer ist. Wer 
sozial isoliert ist, findet zudem 
schlechter Unterstützung. Die 
Forschenden fordern eine Reihe 
an Maßnahmen, die auch die SPD 
(insbesondere die Arbeitsgemein-

schaft der Frauen in der SPD, kurz 
ASF) seit vielen Jahren bereits 
auf der Liste hat: Es braucht eine 
Reform des Strafrechts und Um-
gangsrechts, mehr Aufklärung, 
mehr Frauenhausplätze und die 
elektronische Fußfessel für Täter. 

Der SPD-Abgeordnete Florian 
Dörstelmann setzt sich für einen 
wirksameren Schutz vor häusli-
cher und geschlchtsspezifischer 
Gewalt ein. Die kürzlich wesent-
lich von der SPD geprägte Novelle 
des Allgemeinen Sicherheits- und 
Ordnungsgesetzes im Land Ber-
lin erlaubt neu unter anderem die 
elektronische Fußfessel nach dem 
spanischen Modell sowie Fallkon-
ferenzen und mehr Kompetenzen 
für Beratungsstellen. Auch bes-
sere Analysesysteme und erwei-
terte Kompetenzen sowie bessere 
Ausbildung der Polizistinnen und 
Polizisten im Land  Berlin werden 
durch die Neuauflage des zentra-
len Gesetzes ermöglicht.

Neue Studie zu Gewalt an 
Frauen - ASOG-Novelle ermög-

licht wirksame Maßnahmen

Wer kennt das nicht? Frühmor-
gens im Winter steht man in den 
dunklen Morgenstunden vor der 
Tür. Über Nacht hat es geregnet 
und geschneit, die Gehwege sind 
glatt und unter einer Schneedecke 
verborgen. Jeder Hauseigentümer, 
jede Hauseigentümerin ist ver-
pflichtet, einen Winterdienst zu 
organisieren, der rechtzeitig und 
ordentlich die Gehwege von Eis 
und Schnee befreit.

Die Qualität der Winterdienste 
in Berlin variiert stark, und die Er-
fahrungen der Bürger:innen sind 
oft sehr unterschiedlich. In diesem 
Artikel wird zwischen guten und 
schlechten Winterdiensten un-
terschieden. Gute Winterdienste 
zeichnen sich durch eine gründ-
liche und um-
gehende Be-
seitigung von 
Schnee und 
Eis auf den 
Bürgersteigen 
aus. Zudem 
wird regelmä-
ßig Granulat 
ausgelegt, um 
die Rutsch-
festigkeit zu 
gewährleisten, 
sodass alle 
Passantinnen 
und Passanten 
sicher die Geh-
wege benutzen 
können. Be-
sonders wich-
tig ist hier-
bei, dass gute 
Winterdienste 
auch darauf 
achten, dass 
Menschen mit 
Mobilitätsein-
s c h r ä n k u n -
gen, ältere 
Menschen und 
Gehbehinder-
te jederzeit 
sicher und un-
gehindert auf 
gut geräumten 
und gestreuten 
Gehwegen un-
terwegs sind.

Im Gegensatz dazu sind schlech-
te Winterdienste solche, die zu 
spät räumen und kaum Streugut 
ausbringen. Oft bleibt unklar, wer 
für die Räumung der Geh- und 
Straßenlandschaft eigentlich zu-
ständig ist. Dies führt nicht nur zu 
einer unsicheren Passierbarkeit, 
sondern auch zu einem zusätzli-
chen Risiko, insbesondere für äl-
tere Menschen und Menschen mit 
Mobilitätseinschränkungen.

Ein weiteres Problem ist, dass 
die Verantwortung für den Win-
terdienst bei den Hauseigentü-
mern liegt, was für viele Gehweg-
benutzer:innen oft ein Wirrwarr 
aus gut und schlecht geräumten 
Gehwegen zur Folge hat. Um eine 
einheitliche Qualität bei der Win-
terdienstleistung zu garantieren, 

sollte in Betracht gezogen werden, 
ganze Straßenzüge an einen ein-
heitlichen Winterdienst zu verge-
ben. Dies würde auch die Möglich-
keit bieten, spezielle Schulungen 
für Winterdienste anzubieten, um 
ihre Sensibilität für die Bedürf-
nisse älterer und mobilitätseinge-
schränkter Menschen zu erhöhen.

Des Weiteren sollte ein effek-
tives Beschwerdemanagement 
eingeführt werden, über das Bür-
ger:innen schlechte Streuungen 
und Mangel-Gebiete melden kön-
nen. Bei wiederholten Schlecht-
leistungen sollten den Winter-
diensten die Verträge gekündigt 
werden können. Organisatorisch 
sollte dies entweder von der BSR 
oder den Grünflächenämtern 

übernommen wer-
den. So könnten 
ganze Straßenbe-
zirke und Kieze an 
die gleichen Winter-
dienstbetreiber ver-
geben werden, und 
viele Leerfahrten 
würden entfallen. 
Die Bezahlung blie-
be zwar weiterhin in 
der Verantwortung 
der Grundstücks-
eigentümer, jedoch 
könnte die zentrale 
Verwaltung sowohl 
die Verpflichtung 
als auch die Kont-
rolle und Überprü-
fung der Arbeiten 
der Winterdienste 
wesentlich effizien-
ter gestalten.

Z u s a m m e n f a s -
send muss der 
Winterdienst auf 
Gehwegen sicherer 
und barrierefreier 
gestaltet werden, 
um insbesondere 
älteren Menschen 
und mobilitätsein-
geschränkten Perso-
nen eine sichere und 
uneingeschränkte 
Mobilität im Winter 
zu ermöglichen.

Wer zuletzt am Breitenbach-
platz war, könnte es bemerkt ha-
ben: Auf der Brücke wird gear-
beitet. Der Asphalt kommt runter. 
Endlich geht es vorwärts! 

Im ersten Quartal 2026 – so 
zumindest die aktuelle Prognose 
– beginnen dann die Hauptarbei-
ten. Diese umfassen den Rückbau 
der Brückenelemente. Pfeiler und 
Rampen sind nicht Bestandteil 
der aktuellen Ausschreibung. Aus 
Sicherheitsgründen sind Unter-
brechungen der U-Bahn-Linie 3 

während dem Rückbau darüber 
notwendig.

Anders sieht es am Tunnel 
Schlangenbader Straße aus. Im 
Nachprüfungsverfahren beim 
Kammergericht hat ein unterle-
genes Unternehmen die Vergabe 
überprüfen lassen. Das Kammer-
gericht hat tatsächlich die Aus-
schreibung für die Sanierung we-
gen Fehlern gestoppt.

Gut, dass diese Narbe am Brei-
tenbachplatz jetzt geheilt wird! 
Aber: Rampen und Stützen müs-
sen auch weg. Es ist gut vorstellbar, 
eine Seite des Breitenbachplatzes 
für Gastronomie, Begegnung und 
Grün zu nutzen und ihn wieder zu 
einem lebendigen Platz zu formen.

Die Flächen vor dem Schlangen-
bader Tunnel können wir sozial 
nutzen: Raum für Kreativität und 
Miteinander, Wohnen für Studie-
rende, Kunstschaffende, Familien 
und Senioren oder einfach mehr 
Grünflächen.

Um dem Breitenbachplatz wirk-
lich wieder mehr Aufenthaltsqua-
lität zu verschaffen, gleichzeitig 
aber auch den Bedürfnissen der 
Anwohnerinnen und Anwohner 
in der Schlangenbader Straße und 

ihren Nebenstraßen Rechnung zu 
tragen, muss jetzt endlich Klar-
heit über die Zukunft des Tunnels 
geschaffen werden. Die vorherige 
Verkehrssenatorin, Frau Schrei-
ner (CDU), hatte 2023 noch laut-
stark - wenn auch zu aller Über-
raschung - verkündet, der Tunnel 
werde schnellstens saniert und 
sei 2028 fertig. Ihre Nachfolge-
rin, Frau Bonde (ebenfalls CDU), 
will sich nun nicht einmal mehr 
festlegen, wann überhaupt ein 
planerisches Konzept zu welcher 
Nutzung auch immer vorgelegt 
wird … Zukunftsweisende Ver-
kehrspolitik ist das nicht - aber 
wir bleiben dran! Im Interesse der 
Menschen vor Ort.

Der gesperrte Schlangenbader Tunnel   Foto: Jürgen Jänen

Gegensätzliche 
Entwicklungen

Situation am Breitenbachplatz 

und Schlangenbader Tunnel

Nutzerinnen und Nutzer der 
U3 müssen sich im neuen Jahr 
auf mehrmonatige Sperrungen 
und großräumige Umleitungen 
einstellen. Ab 20. Januar 2026 
wird der von der U1, U3 und U4 
frequentierte unterirdische Bahn-
hof Nollendorfplatz bis Mitte Mai 
gesperrt sein. Teile der tragenden 
Deckenkonstruktion im Umfeld 
des rund 100 Jahre alten Bahnhofs 
sind stark marode und müssen er-
neuert werden. Aus diesem Grund 
ist eine mehrmonatige Sperrung 
zwingend erforderlich und dul-
det keinen Aufschub bis zur ur-
sprünglich 2028/2029 geplanten 
Generalsanierung der U-Bahn in 
Schöneberg.

 
Die U3 wird aus diesem Grund 

nur auf dem Abschnitt zwischen 
Krumme Lanke und Spichernstra-
ße immerhin mit einem 5-Minu-
ten-Takt und Acht-Wagen-Zügen 
verkehren. Dass die U3 nicht wei-
terfahren kann, liegt an fehlenden 

Wendemöglichkeiten im Bereich 
Wittenbergplatz.

Für die unterbrochene Strecke 
soll ein kombinierter Bus-Ersatz-
verkehr für die U3 und U4 mit 
10-Minuten-Takt vom Bahnhof 
Spichernstraße über Nürnber-
ger Straße, Tauentzienstraße und 
Martin-Luther-Straße zum Inns-
brucker Platz führen.

Wer z.B. vom Rüdesheimer 
Platz Richtung Kreuzberg fahren 
möchte, wird während der Bau-
arbeiten dreimal umsteigen müs-
sen: Ab Spichernstraße in die U9, 
dann am Zoo in die U2 und am 
Gleisdreieck schließlich in die U1, 
welche bis Warschauer Straße ver-
kehrt. 

Wie in Berlin üblich, führen 
Sanierungen und Baustellen auf 
U-Bahnhöfen immer zu erhebli-
chen Belastungen der Pendlerin-
nen und Pendler auf den Strecken 
der BVG.

Sperrung von 
U-Bahnlinien be-

troffen: U1, U3, U4




